
Präsident:
Dr. Eckart John von Freyend
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland

Inhalt

iw-dienst  Informationen aus dem
Institut der deutschen Wirtschaft Köln
www.iwkoeln.de

ISSN 0344-919X G 4120

risch gesehen ist es ja Fakt, dass Deutsch-
land damals große Probleme hatte. Es 
gab einen Anstieg und eine Verfestigung 
der Arbeitslosigkeit, auf dem Höhepunkt 
betrug die Massenarbeitslosigkeit fünf 
Millionen. Und es gab immer schlechtere 
Bedingungen für die Arbeitslosen, wieder 
in den Arbeitsmarkt zurückzukommen.“
Die zweite Regierung Schröder habe das 
gesehen und gehandelt, sagt Bartsch, 

und dabei „viel, aber nicht alles falsch 
gemacht“. Die Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe empfindet 
der Abgeordnete der LINKEN durchaus 
als positiv. „Diese Reform ist sicherlich 
sinnvoll gewesen, über das Niveau sage 
ich jetzt aber nichts.“
Bartsch räumt zudem ein, dass die 
nominelle Arbeitslosigkeit „relevant“ 
zurückgegangen sei, von fünf auf drei 
Millionen. Das Arbeitsvolumen aber sei 
faktisch nicht gestiegen. Und weil der 
Niedriglohnsektor ausgebaut wurde, sei 
die gesamte Lohnentwicklung alles an-
dere als positiv verlaufen.

»Hartz IV ist Armut per Gesetz«

Gleichzeitig habe sich die Schere zwi-
schen Arm und Reich geöffnet. Die Aus-
sage, Hartz IV sei Armut per Gesetz, ist 
für Bartsch „im Kern richtig“. 
IW-Chef Hüther stimmt Bartsch zu, dass 
die Zusammenlegung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe zu einer konsistenten 
Grundsicherung für Arbeitssuchende 
überfällig war, weil man auf diese Weise 
auch Erwerbsfähige, die in der Sozialhilfe 
waren, in die Förderstruktur hinein-

Vereinigtes Königreich. Ein 
EU-Austritt wäre nicht nur poli
tisch fatal. Auch wirtschaftlich 
hätte das Folgen: Der europäische    
Binnenmarkt würde um 15 Pro-
zent schrumpfen.
Seite 4-5

Portugal. Dank vieler Re-
formfortschritte stehen die 
Chancen gut, dass sich das 
Land schon im nächsten Jahr 
wieder aus eigener Kraft am 
Kapitalmarkt finanzieren kann.	
Seite 6

Tarifverträge. Seit Inkrafttreten 
des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes sind in vielen 
Tarifverträgen altersbezogene 
Regelungen gestrichen worden – 
zum Beispiel beim Entgelt.   	
Seite 7

Verkehrsinfrastruktur. 
Deutschlands Autobahnen 
und Bundesstraßen zerbröseln 
zusehends, weil für die Re-
paratur seit Jahren zu wenig 
Geld zur Verfügung steht. 	
Seite 8

Es debattierten der stellvertretende 
Vorsitzende der Bundestagsfraktion 
DIE LINKE, Dietmar Bartsch, und IW-
Chef Michael Hüther. Die Gesprächs-
leitung hatte Knut Bergmann, Leiter 
des IW-Hauptstadtbüros.

Dietmar Bartsch zieht bei der Frage, was 
an der Agenda 2010 gut beziehungsweise 
schlecht war, einen weiten Bogen. „Histo-
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Zehn Jahre Agenda 2010 
Michael Hüther und Dietmar Bartsch im Streitgespräch
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denn im Bereich der niedrigen Löhne ent-
stünden faktisch keine Rentenansprüche, 
meint der Politiker. Hier sei die Gesell-
schaft zur Solidarität verpflichtet.
Auch Hüther sieht das Problem der Al-
tersarmut. „Aber was ist die relevante 
Alternative für diese Menschen?“, fragt 
der Ökonom. Wer arbeitslos bleibe, hät-
te anschließend auch keine Rente, die 
oberhalb der sozialen Grundsicherungs-
schwelle läge.

»In den Kommunen                    
ist genügend Arbeit«

Der IW-Direktor möchte das Problem 
deshalb schon im Ansatz bekämpfen, 
indem mehr in Bildung investiert wird, 
um so den Menschen ein auskömmliches 
Einkommen und am Ende eine anstän-
dige Rente zu sichern.
Bartsch stimmt dem zu, will allerdings 
auch etwas für jene Menschen tun, die 
jetzt in Schwierigkeiten stecken. Er möch-
te die Arbeitsmarktpolitik wieder hochfah-
ren. „Man muss sich nur die Kommunen 
angucken, da ist genügend Arbeit, und 
wir müssen dazu einen Zugang finden.“
Bartsch: „Was die öffentlichen Haus-
halte betrifft, bin ich der Auffassung, 
dass unsere derzeitige Einnahmepolitik 
falsch ist. Wir müssen dringend mehr 
Einnahmen generieren. Und ich meine, 
dass bei den riesigen Vermögen, die wir 
in Deutschland haben, etwas abgeholt 
werden muss.“
Der Abgeordnete macht geltend, dass 
in Deutschland beides gestiegen sei – 
die Geldvermögen und die Anzahl der 
Menschen, die auf Grundsicherung im 
Alter angewiesen sind. „Ich will nicht 
behaupten, dass es da einen Kausalzu-
sammenhang gibt. Aber wenn es so ist, 
dann ist eine starke Solidargemeinschaft 
gefordert und deswegen heißt es, im 
wahrsten Sinne des Wortes ‚steuernd‘ 
einzugreifen.“
IW-Chef Hüther dagegen will von einer 
Unterfinanzierung des Staates nichts 

Bartsch dagegen will diese Erfolgsbilanz 
so nicht akzeptieren. „Die Anzahl der 
Vollzeitarbeitsplätze ist zwar nicht weiter 
gesunken, aber auch nicht gestiegen. Es 
ist zwar schon ein bisschen her, aber 1991 
gab es 29 Millionen Vollzeitarbeitsplätze, 
jetzt sind es nur noch 23 Millionen.“ 
Unbestritten sei auch, dass der Niedrig
lohnbereich längerfristig ausgebaut 
worden sei, und es könne auch niemand 
leugnen, dass die Löhne nicht gestiegen 
seien, stellt Bartsch fest. „Wenn man 
sich die Einkommensentwicklung in 
Deutschland ansieht, dann hat das un-
terste Zehntel in den letzten zehn Jahren 
9,6 Prozent verloren und das oberste 
Zehntel 15,6 Prozent dazugewonnen.“
Verantwortlich macht Bartsch dafür den 
Niedriglohnsektor, der den Druck auf die 
Stammbelegschaften erhöht habe. Viele 
Menschen seien in schwierige Situationen 
gekommen, weil jede Arbeit zumutbar ist, 

was auch die Gewerkschaften geschwächt 
habe. Nach seiner Meinung ist die Bilanz 
der Agenda 2010 letztlich negativ.

»Die Löhne steigen doch«

Hüther widerspricht der Einschätzung 
des Bundestagsabgeordneten. Er gibt zu 
bedenken, dass in der deutschen Indus-
trie durchweg Reallohnsteigerungen zu 
verzeichnen waren. Und der Niedriglohn-
sektor sei mit einem Anteil von gut einem 
Fünftel im internationalen Vergleich eher 
unauffällig, ergänzt der IW-Direktor.
Bartsch weist in diesem Zusammenhang 
auf ein weiteres Thema hin, das der Al-
tersarmut. Die Hartz-IV-Reformen hätten 
dieser Entwicklung den Boden bereitet, 

nehmen konnte. „Zuvor hatten die 
Kommunen meist das Ziel, Arbeitslose im-
mer mal wieder so lange in Beschäftigung 
zu bringen, dass sie nicht dem kommu-
nalen Sozialhaushalt zur Last fielen und 
man Geld sparen konnte.“ 
Die Wasserscheide für den Arbeitsmarkt 
sieht Hüther im Jahr 2005. „Seitdem stei-
gen alle Erwerbsquoten an, die Jugend-
arbeitslosigkeit hat sich auf 8 Prozent 
halbiert, der Anteil der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten an allen Er-
werbspersonen sinkt nicht mehr, und der 
Niedriglohnsektor steigt nicht mehr an.“
Die flexiblen Erwerbsformen hätten zwar 
zugelegt, sagt Hüther, das habe aber 
nichts mit dem Niedriglohnsektor zu tun. 
„Wir stellen fest, dass das überwiegend 
Menschen sind, die vorher in der stillen Re-
serve, also außerhalb des Arbeitsmarktes, 
oder in der Arbeitslosigkeit waren.“ Dem-
entsprechend seien nach wie vor rund 40 
Prozent der Erwerbspersonen in einem 
unbefristeten, sozialversicherungspflich-
tigen Vollzeitjob tätig.
Besonders ermutigend findet es der IW-
Direktor, dass die Beschäftigung mit 41,9 
Millionen Personen ein Niveau erreicht 
hat, das man sich vor acht Jahren nicht 
vorstellen konnte. Und er findet es „hoch-
spannend, dass eine angebotsseitige Re-
form tatsächlich Wirkung gezeigt hat“.
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Seit 2005 steigen alle 
Erwerbsquoten an, 
die Jugendarbeitslosigkeit 
hat sich auf 8 Prozent 
halbiert.
Michael Hüther
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wissen und verweist zum einen auf den 
historischen Höchststand der Steuerein-
nahmen. Er sieht den Spielraum vielmehr 
auf der Ausgabenseite. Denn: „Ich habe 
historisch begründet kein Zutrauen darin, 
dass der Steuerstaat, sobald er mehr Mit-
tel hat, diese wirklich effizient verwen-
det.“ Schon deshalb lehnt der Ökonom 
eine Vermögenssteuer ab.
Außerdem treffe sie in einem hohen Maß 
Personenunternehmen, weil Betriebs- 
und Privatvermögen nicht einfach zu 
trennen seien, betont Hüther. Man habe 
dann ganz schnell Handwerksbetriebe in 
der Vermögens- oder in der Substanzbe-
steuerung. „Und dagegen sträubt sich 
bei mir alles.“
Der IW-Direktor teilt zwar die Argumen-
tation von Bartsch, dass eine solche Steu-
er Vermögensmilliardären nicht wehtue, 
und fände eine stärkere Besteuerung 
dieser Gruppe auch völlig in Ordnung. 
„Aber die Frage ist doch, wie kriege ich 
das organisiert?“
Bartsch will die Reichen aber auch an 
anderer Stelle zur Kasse bitten. „Eine 
höhere Erbschaftssteuer bei ordent-
lichen Freibeträgen finde ich ebenfalls 
gerecht.“ Den Einwand von Hüther, dass 
man bei der Erbschaftssteuer ebenfalls 
Betriebe und Arbeitsplätze gefährde, 
lässt er nicht gelten. Man könne Geld- 
und Immobilienvermögen durchaus vom 
Betriebsvermögen abgrenzen.
Mit seinen Vorstößen will der Politiker ver-
meiden, dass nach der Bundestagswahl 
wieder die Verbrauchssteuern erhöht wer-
den. Denn eines sei für ihn klar, „nach 
der Wahl kommen wir wegen der Euro-
Rettung in schwere Gewässer, das ist mei-
ne feste Überzeugung als Haushälter.“ 
Und die Politik sei immer ganz schnell bei 
einer Mehrwertsteuererhöhung, weil das 
scheinbar keinem wehtue.“
Bartsch ist durchaus bei Hüther, wenn er 
feststellt, dass eine Vermögenssteuer so 
konzipiert sein muss, dass der Handwer-
ker in Greifswald kein Existenzproblem 

bekommt. Deswegen könne man darüber 
nachdenken, eine einmalige Vermögens-
abgabe zu beschließen und festzulegen, 
dieses Geld für die Bildung einzusetzen.

»Wir brauchen eine Auffanglinie 
nach unten«

„Wir brauchen“, so Bartsch, „eine Auf-
fanglinie nach unten, einen flächende-
ckenden gesetzlichen Mindestlohn.“ Die 
LINKE fordere 10 Euro je Stunde, das ent-
spräche dem Existenzminimum.
Allerdings lässt Bartsch auch mit sich 
reden. „Wenn es wirklich im Bundestag 
einen Mindestlohn von 8,50 Euro geben 
würde, würde ich dem erst mal zustim-
men.“ Auch sei es enorm wichtig, dass 
man die Regelung so gestalte, dass sie 

nicht dazu führt, dass von einem Tag auf 
den anderen „wirklich einige Unterneh-
men krachen gehen“. Man brauche Über-
gangsregelungen für kleinere Betriebe.
Hüther sieht den Mindestlohn kritischer. 
„Staatliche Lohnuntergrenzen passen 
nicht in unser System der Tarifautono-
mie.“ Und wenn die LINKE fordere, der 
Mindestlohn müsse das Existenzmini-
mum absichern, dann komme man bei 
einem Vier-Personen-Haushalt relativ 
schnell auf einen Stundenlohn von 12 
Euro. „Ich müsste also noch familien-
spezifische Mindestlöhne organisieren.“
Bartsch will sich auf diese Diskussion nicht 
einlassen, da er es nicht akzeptiert, dass 
Leute für die berühmten 3,80 Euro die 
Stunde arbeiten und dann noch als Auf-
stocker zur Arbeitsagentur gehen müssen. 
Die Frage, ob ein Mindestlohn kommt, 
hält er ohnehin politisch für „erledigt“. 
Wenn es eine geheime Abstimmung gä-

be, oder auch eine namentliche, würde es 
heute im Parlament eine riesige Mehrheit 
für den Mindestlohn geben. „Die Höhe 
ist eine andere Frage, aber das ist auch 
keine Aufgabe, die zuallererst in der Po-
litik zu regeln ist.“
Auch das Argument, andere Länder 
seien in Sachen Mindestlohn längst viel 
weiter, will Hüther nicht gelten lassen. 
„Gerade der Blick nach Frankreich mit 
seinen hohen Mindestlöhnen sollte uns 
abschrecken, denn dort ist die Jugendar-
beitslosigkeit in den letzten Jahren von 
17 auf 23 Prozent angestiegen.“ Man 
müsse einfach die Gefährdungspoten-
ziale sehen und könne aus den jetzigen 
Befunden nicht einfach ableiten, dass ein 
allgemein flächendeckender gesetzlicher 
Mindestlohn in entsprechender Höhe kei-
ne Wirkung hätte. „Dafür würde ich die 
Hand nicht heben wollen.“

Die Langfassung des Interviews so-
wie weitere Informationen gibt es 
im Internet unter: www.iwkoeln.de
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Wenn es im Bundestag 
einen Mindestlohn von 
8,50 Euro geben würde, 
würde ich zustimmen.
Dietmar Bartsch

Das Thema „Agenda 2010 – Fluch oder 
Segen?“ behandeln auch die Berliner 
Gespräche des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln am 7. März 2013 in der 
Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt 
beim Bund. Weitere Informationen unter: 

www.iwkoeln.de Presse/Veranstaltungen
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To stay or not to stay? Ob Großbritan-
nien in der Europäischen Union (EU) 
bleibt, wird die Volksabstimmung 
zeigen, die Premierminister David 
Cameron im Fall seiner Wiederwahl 
für 2017 angekündigt hat. Rein for-
mal ist ein Austritt durchaus möglich, 
schließlich sieht der EU-Vertrag diese 
Option ausdrücklich vor. Die europä-
ische Integration allerdings würde 
erheblichen Schaden erleiden, wenn 
das Vereinigte Königreich Großbritan-
nien und Nordirland – wie es offiziell 
heißt – nach mehr als 40 Jahren die 
Gemeinschaft verließen.
Auch die wirtschaftlichen Auswir-
kungen wären gravierend. Bei einem 
britischen Exit, einem Brixit, würde 
der europäische Binnenmarkt – ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt – 
um fast 15 Prozent schrumpfen. Und 
auch für das Land selbst dürfte ein 
Ausscheiden mit ökonomischen Nach-
teilen verbunden sein.

Dienstleistungsverkehr mit dem Aus-
land traditionell Überschüsse erzielen 
und auch der Saldo der Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen positiv war. 
Negativ ist seit vielen Jahren auch 
der Posten der „laufenden Übertra-
gungen“, wozu zum Beispiel die bri-
tischen Zahlungen an den EU-Haus-
halt gehören. Trotz des von Margaret 
Thatcher Anfang der 1980er Jahre 
ausgehandelten Britenrabatts ist 
das Land ein Nettozahler – Groß-

britannien zahlt also 
mehr in den Brüs-
seler EU-Etat ein, als 
es zurückerhält. Zu-
letzt überwiesen die 
Briten unterm Strich 
5,6 Milliarden Euro 
an den Unionshaus-
halt, ohne Rabatt 
wären es sogar rund 
9,4 Milliarden Euro 
gewesen.

Die britischen Unternehmen sind näm-
lich auf dem europäischen Binnen-
markt sehr aktiv: Im Jahr 2011 ging 
gut die Hälfte der britischen Exporte 
in EU-Mitgliedsstaaten. Größter Kun-
de war Deutschland, gefolgt von den 
Niederlanden und Frankreich. Größtes 
Abnehmerland außerhalb des Binnen-
marktes waren die USA, gefolgt von 
der Schweiz und China. Die Regio-
nalstruktur auf der Importseite ist 
ähnlich, knapp die Hälfte der Importe 
bezieht Großbritannien 
aus der EU.
Allerdings importiert das 
Königreich mehr, als es 
exportiert: 2011 betrug 
das Handelsbilanzdefizit 
6,6 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP). Das 
Leistungsbilanzdefizit fiel 
dagegen mit 1,4 Prozent 
des BIP deutlich niedriger 
aus, weil die Briten im 

Das Vereinigte Konigreich
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Australien
Hongkong
Kanada
Arabische Golfländer
Norwegen
Bermuda (UK)
Brasilien
Indien

USA 
Ozeanien und
Südpolargebiete

43,3
39,9
32,9
24,9
23,9
18,7
17,1
16,4

251,8

44,4

Deutschland
darunter:darunter:

25,0

Quelle: Eurostat

Wo Großbritannien investiert
Britischer Direktinvestitionsbestand 2011 in Milliarden Euro

Insgesamt
1.314,7

Drittländer
678,4

Europäische
Union
636,3

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

9

Quelle: Eurostat

Erdöl rein, Erdöl raus
Britischer Außenhandel 2011 in Milliarden Euro

484,0
darunter:
Erdöl und
Erdölerzeugnisse
Straßenfahrzeuge
Gold
Verschiedene Waren
Elektrische
Maschinen
Geräte für die
Nachrichtentechnik
Büromaschinen
und automatische
Datenverarbeitungs-
maschinen
Medizinische und
pharmazeutische
Erzeugnisse
Kraftmaschinen und
Kraftmaschinen-
ausrüstungen

Bekleidung
und Zubehör

50,6
41,9
27,8
21,8

20,5

19,8

19,2

19,1

17,6

16,5

Einfuhren
insgesamt 361,0

darunter:
Erdöl und
Erdölerzeugnisse
Straßenfahrzeuge

Gold

Verschiedene Waren
Elektrische
Maschinen

Medizinische und
pharmazeutische
Erzeugnisse

Kraftmaschinen und
Kraftmaschinen-
ausrüstungen

Andere
Beförderungsmittel

42,1
31,0

24,1

17,4

13,2

26,2

Maschinen
für verschiedene
Zwecke 12,8

23,0

Organische
chemische
Erzeugnisse 10,5

12,8

Ausfuhren
insgesamt
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Quelle: Eurostat

Briten schätzen deutsche Produkte
Britischer Außenhandel in Milliarden Euro

2000 36,745,9
2001 36,945,7
2002 34,448,8
2003 29,547,6
2004 31,852,0
2005 33,554,8
2006 39,858,7
2007 33,963,5
2008 34,155,3
2009 26,444,3
2010 31,453,5
2011 36,357,7

 Ein-
fuhren

aus
 Deutsch-

land

 Aus-
fuhren
nach

 Deutsch-
land
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VAE: Vereinigte Arabische Emirate
Quelle: Eurostat

Europa ist der wichtigste
Absatzmarkt
Außenhandel des Vereinigten Königreichs mit den
wichtigsten Partnern im Jahr 2011 in Milliarden Euro

Exporte
Insgesamt

361,0

182,2

4,4

5,3

Importe
Insgesamt

484,0

EU
USA
Schweiz
China
Hongkong
Indien
Kanada
VAE
Japan
Russland
Australien
Südafrika
Türkei

EU
USA
China
Norwegen
Kanada
Japan
Russland 
Schweiz
Indien
Türkei
Südafrika
Australien
Katar

41,6
24,3

9,8
6,3
6,0
5,9
5,7
5,0
4,8
4,7
4,6

235,3
39,2
38,8

27,5
13,6
10,5
8,4
7,5
6,6
6,1
5,8
5,7
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Quelle: EU-Kommission

EU-Haushalt: Die Briten zahlen drauf
Nettozahler im EU-Haushalt 2011

D

-9.003

F

-6.406

I

-5.933

UK

-5.566

NL

-2.214

B

-1.370

S

-1.325

DK

-837

A

-805

FIN

-652

L

-75

Nettozahler im EU-Haushalt 2011 in Millionen Euro

Britenrabatt 2011:
3.596

Millionen Euro

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

9

Quelle: Statista

Die größten Börsen
Aktienumsatz 2012 in Milliarden Dollar

NYSE Euronext US (New York,
Chicago, San Francisco) 13.443

NYSE Euronext Europe (Amsterdam,
Brüssel, Lissabon, Paris) 1.576

TMX Group (Toronto, Montreal,
Calgary, Boston) 1.357

Nasdaq 9.784

Shanghai Stock Exchange (Shanghai) 2.599

Korea Exchange (Busan) 1.518

Deutsche Börse (Frankfurt) 1.276

Tokio Stock Exchange (Tokio) 3.463

Shenzhen Stock Exchange (Shenzhen) 2.369

London Stock Exchange (London) 2.194
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Hafen der Hoffnung

Portugal. Das Land ist auf dem besten 
Weg, der Welt zu zeigen, dass der Euro-
Rettungsschirm kein Dauerschicksal ist, 
sondern Hilfe zur Selbsthilfe sein kann. 
Das wäre nicht nur für Portugal ein 
riesiger Erfolg, sondern hätte auch für 
die Hilfsstrategie der Eurozone un-
schätzbare Symbolkraft.

Noch vor einem halben Jahr wur­
den die Unkenrufe immer lauter, die 
Portugiesen bräuchten ein zweites 
europäisches Hilfspaket, wenn das 
erste Anfang 2014 nach drei Jahren 
ausläuft. Inzwischen sieht es jedoch 
so aus, als ob das Land sich im 
nächsten Jahr wieder aus eigener 
Kraft am internationalen Kapital­
markt finanzieren könnte.

Portugals Erfolgsrezept heißt Ein­
sicht: Um das Vertrauen der inter­
nationalen Investoren zurückzuge­
winnen, hat die Regierung von Pre­
mierminister Pedro Passos Coelho 
immer wieder versichert, dass auch 
sie das Land für reformbedürftig 
hält und fast alle vorgeschriebenen 
Korrekturen der Troika – das sind 

die Vertreter von Europäischer 
Kommission, Europäischer Zentral­
bank und Internationalem Wäh­
rungsfonds (IWF), die den Reform­
prozess begleiten – ohne Wenn und 
Aber mitträgt.

Zwar hatten sich die Steuerein­
nahmen im vergangenen Jahr auf­
grund der Rezession schwächer ent­
wickelt als erwartet. Doch mit stren­
ger Ausgabendisziplin und einem 
weiteren Konsolidierungspaket 
konnte die Regierung gegensteuern.

Nach Angaben des Internationalen 
Währungsfonds sank die Staatsaus-
gabenquote zwischen den Jahren 2010 
und 2012 von mehr als 51 Prozent auf 
knapp 46 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP).

Reformfortschritte gibt es auch in 
anderen Bereichen. Der IWF lobte 
vor allem die konsequente Rekapi­
talisierung der Banken, sodass alle 
größeren Finanzinstitute wieder auf 
die Beine gekommen sind.

Um den Arbeitsmarkt zu beleben, 
ist die Lohnpolitik durch die Einfüh­
rung von Öffnungsklauseln flexibili­

siert worden. Zudem soll der sehr 
hohe Kündigungsschutz durch die 
erneute Kürzung von Abfindungen 
weiter liberalisiert werden.

Die Reformstrategie trägt bereits 
Früchte: Die portugiesischen Ex­
porte haben sich zuletzt deutlich 
dynamischer entwickelt als zunächst 
erwartet. Parallel dazu sind die – 
zuvor überdimensionierten – Impor­
te deutlich geschrumpft.

Für 2013 rechnet der IWF damit, 
dass das portugiesische Leistungsbi-
lanzdefizit auf nur noch 1 Prozent des 
BIP sinkt – im Jahr 2008 waren es 
fast 13 Prozent.

Belohnt wird der konsequente Re­
formkurs auch von den Finanz­
märkten, die Portugal wieder Ver­
trauen schenken und dem Land vor 
kurzem erstmals seit langem wieder 
Staatspapiere abkauften. Der Zins­
satz für zehnjährige portugiesische 
Staatsanleihen ist von gut 16 Prozent 
Ende Januar 2012 sehr deutlich auf 
mittlerweile 6,2 Prozent gefallen 
(Grafik).

Die Chancen, dass die Zinsen 
weiter sinken und Portugal in gut 
einem Jahr auf eigenen Füßen ste­
hen kann, sind angesichts dieser 
Reformerfolge nicht schlecht.

Allerdings bleiben auch Risiken. 
Zwar schien sich die Konjunktur 
Mitte 2012 zu erholen, brach danach 
aber wieder ein. Jetzt hoffen Exper­
ten auf einen zaghaften Aufschwung 
in der zweiten Jahreshälfte. Bleibt 
der aus, droht nicht nur die Schul­
dentragfähigkeit Portugals ins Wan­
ken zu geraten. Fraglich wäre dann 
vor allem, ob die arg gebeutelten 
Portugiesen die Reformen weiterhin 
mittragen.©
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Quelle: Bloomberg

Das Vertrauen kehrt zurück

Zinssatz für zehnjährige
portugiesische Staatsanleihen 
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Die Erfahrung ersetzt das Alter

Tarifverträge. Das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) verbietet 
Diskriminierungen wegen des Ge-
schlechts, der Herkunft, des Glaubens 
oder auch des Alters. Viele altersbezo-
gene Regelungen in Tarifverträgen sind 
deshalb im Laufe der vergangenen 
Jahre angepasst worden.

Mit Inkrafttreten des AGG 2006 
haben die Tarifparteien ihre Tarif-
verträge durchforstet und vor allem 
die Altersstaffelung beim Entgelt 
beseitigt. Stattdessen wird im öffent-
lichen Dienst jetzt nach Erfahrungs-
stufen und in der M+E-Industrie 
nach anforderungsbezogenen Ent-
geltstufen entlohnt.

In vielen Branchen wurde auch 
die Staffelung der Urlaubstage nach 
dem Lebensalter abgeschafft. In ei-
nigen Fällen mussten allerdings erst 
die Gerichte nachhelfen. So kippte 
das Landesarbeitsgericht Düssel-
dorf 2011 die altersbezogene Ur-
laubsstaffelung im Einzelhandel.

Tarifliche Regeln speziell für äl-
tere Arbeitnehmer gibt es auch beim 
Kündigungsschutz. Zwar richten 
sich die Kündigungsschutzfristen 
nach der Dauer der Betriebszugehö-
rigkeit, jedoch gibt es in einigen 
Branchen Ausnahmen (Tabelle):

Das private Bankgewerbe gewährt 
Arbeitnehmern ab 50 Jahren mit min-
destens zehn Jahren Betriebszugehö-
rigkeit einen besonderen Kündigungs-
schutz und eine Verdienstsicherung.

Aus Gründen der Rechtssicher-
heit sollten die Tarifparteien auch 
diese Regelungen prüfen – schließ-
lich könnten unter 50-Jährige solche 
Richtlinien als ungerechtfertigte 
Ungleichbehandlung betrachten.
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Besonderer Kündigungsschutz für Ältere: im Einzelhandel nur in Unternehmen mit mindestens 50 Vollzeitbeschäftigten;
Verdienstsicherung für Ältere: im Einzelhandel für 30 Monate Ausgleich zwischen altem und neuem
Tarifeinkommen, im Kraftfahrzeuggewerbe nur in Betrieben mit mindestens 20 Beschäftigten
Quellen: NRW-Tarifregister, WSI-Tarifarchiv

Goodies für Oldies
Tarifvertragliche Regeln für ältere Arbeitnehmer Lebensalter Betriebszugehörigkeit
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Deutschlands Straßen zerbröseln

Verkehrsinfrastruktur. Obwohl die 
Straße der wichtigste Transportweg ist,  
ist das deutsche Straßennetz chronisch 
unterfinanziert. Um dies zu ändern, 
müsste die Verkehrspolitik aufgewertet 
und reformiert werden. 

Anfang März soll die Leverku-
sener Rheinbrücke, die seit Dezem-
ber 2012 wegen baulicher Mängel 
für schwere Lkws gesperrt ist, wieder 
für Schwertransporter geöffnet wer-
den. Viele der knapp 39.000 Brücken 
des deutschen Fernstraßennetzes 
sind in einem schlechten Zustand – 
manche Brücke gilt gar als irrepara-
bel. Einen Reparaturstau gibt es aber 
auch nebenan: Fast 10.000 Kilome-
ter Bundesfernstraßen gelten als 
dringend sanierungsbedürftig.

Dass Deutschlands Straßen zu-
nehmend zerbröseln, hat eine simple 
Ursache: Obwohl der Verkehr in den 
vergangenen 20 Jahren auf  allen 
Straßen kräftig zugelegt hat, stagnie-
ren die Investitionen:

Die Ausgaben für den Verkehr lie-
gen seit Mitte der 1990er Jahre bei 
rund 20 Milliarden Euro im Jahr.

Davon wandern jährlich rund 5 
Milliarden Euro in den Ausbau und 
Erhalt der Bundesfernstraßen. Da-
ran wird sich auch in den nächsten 
Jahren wenig ändern (Grafik):

Bis 2016 erhält das Bundesver-
kehrsministerium für Investitionen in 
Autobahnen und Bundesstraßen jähr-
lich nur noch 4,8 Milliarden Euro.

Diese Summe reicht weder aus, 
um vorhandene Straßenschäden zu 
reparieren, noch um neue Straßen 
zu bauen. Allein um den Status quo 
zu erhalten, wären nach Schätzung 
des Instituts der deutschen Wirt-
schaft Köln mehr als 8,5 Milliarden 
Euro jährlich nötig – Tendenz stei-
gend, da die Baukosten rasant zu-

nehmen. Rechnet man die seit 2000 
aufgelaufenen Investitionsrückstän-
de noch hinzu, kommt man sogar 
auf 13 Milliarden Euro jährlich.

Und selbst bei dieser Summe ist 
der Erhaltungsbedarf der Bundes-
fernstraßen noch nicht berücksich-
tigt. Bei vielen Autobahnen und 
Bundesstraßen steht nämlich eine 
Grundsanierung an. 
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Nachholbedarf: aufgelaufene Investitionsrückstände seit dem Jahr 2000 
Ursprungsdaten: Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Die Infrastruktur verfällt
Investitionen in Autobahnen und
Bundesstraßen in Milliarden Euro
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